
Eingegangen am 2. Juni 2009   ·   Ausgegeben am 2. Juni 2009 
Druck und Auslieferung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden 

 
 

 
27.05.2009 

Dem 
Haushaltsausschuss 

überwiesen 

 
Änderungsantrag  
der Fraktion DIE LINKE 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das  
Haushaltsjahr 2009 (Haushaltsgesetz 2009) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 

Drucksache 18/409 zu Drucksache 18/281  

 
 
 
Einzelplan 07 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung  
 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  07 20 Hessische Straßen- und Verkehrsverwaltung  
Buchungskreis:       
 
      lt. Leistungsplan       
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan       
 
Kameraler Haushalt: Beträge in EUR 

 
 Titel Zweckbestimmung           von um auf 
 761 723 Neu-, Um- und Ausbau sowie Substanzerhaltung 129.300.000 -15.000.000 114.300.000

 
 
 
 
 

 
 

 
Begründung des Änderungsantrags:      
 
Weiterhin setzt die Landesregierung auf Straßen statt auf die Schiene. Die Prioritäten im Langstreckenverkehr sind 
eindeutig. Dabei wäre gerade im Güterverkehr eine konsequente Umstellung auf die Schiene das Gebot der Stunde. 
Die unmittelbaren Arbeitsplatzeffekte des Schienenverkehrs sind bei weitem stärker als die des Flugverkehrs. Dann 
bräuchten wir auch keine Programme mehr für ein Staufreies Hessen, die dazu dienen, den überbordenden 
Automobilverkehr zu kanalisieren. Deshalb wollen wir die Hälfte der zusätzlich veranschlagten Gelder zur Stärkung 
des ÖPNV umleiten.  
Für den Lärmschutz sind die Mittel im Rahmen des Landesstraßenprogramms um 10 Mio. Euro zu erhöhen. Ein 
wichtiger Bereich des Umweltschutzes ist der Lärmschutz. Die Lärmkartierungen und die Erarbeitung von 
Lärmaktionsplänen für Ballungsräume in den letzen Jahren haben nachdrücklich die Gesundheitsgefährdung der 
Bevölkerung aufgezeigt. An erster Stelle steht die Lärmbelastung durch Straßen- und Flugverkehr sowie an Bahnlinien. 
Wir wollen eine Anschubfinanzierung, um noch in diesem Jahr mit Planung und vorbereitenden Baumaßnahmen, z.B. 
an der Autobahn 661 in Frankfurt und im Rheintal beginnen zu können. 

 
 
 
Wiesbaden, 28.05.2009 
 
Für die Fraktion DIE LINKE 
Der Fraktionsvorsitzende 
Willi van Ooyen 
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